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Die Verwendung des Präfixes „e“ für „electronic“ in Verbindung mit englischsprachigen 
Bezeichnungen in den verschiedensten Bereichen und Zusammenhängen ist auch in Deutschland 
Mode geworden. Damit wird demonstrativ auf den Einsatz der Informations- und 
Kommunikationstechnik und die Verwendung elektronischer Verfahren verwiesen, um gleichsam 
Modernität zu suggerieren. „To e or not to e“ ist daher die Devise,1 und konsequenterweise wird von 
eCommerce, eEurope, epublik, eDemocracy, eCulture und neuerdings auch von „eArchives“ 
gesprochen.2  
 
In der Bundesverwaltung ist eGovernment zum beherrschenden Motto geworden: Mit der im 
September 2000 gestarteten eGovernment-Initiative „BundOnline 2005“ hat der Bundeskanzler 
verlangt, dass alle internetfähigen Dienstleistungen der Bundesverwaltung bis zum Jahr 2005 online 
bereitzustellen sind. Der Bundesminister des Innern prognostizierte: „So wie Electronic-Commerce 
die Abläufe und Strukturen im Bankwesen, im Handel, in der Versicherungswirtschaft und in vielen 
anderen Wirtschaftszweigen verändert, wird Electronic-Government ein neues 
Dienstleistungsangebot des Staates ermöglichen. Bürgerinnen, Bürger und die Wirtschaft wollen 
staatliche Dienstleistungen schneller und unkomplizierter in Anspruch nehmen. Sie wollen mehr 
Transparenz der öffentlichen Verwaltung und die Pflichten, die ihnen der Staat auferlegt, einfach 
und unbürokratisch erfüllen.“3 Auf Beschluss des Bundeskabinetts vom 25. Juli 2001 über die 
Umsetzung von „BundOnline 2005“ legte der Bundesminister des Innern am 14. November 2001 
dem Kabinett einen Umsetzungsplan für alle Dienstleistungen des Bundes vor. Demnach sollen bis 
2005 vom Bund 376 Dienstleistungen über ein Verwaltungsportal im Internet angeboten werden; 
107 Einzelbehörden und Behördenbereiche der Bundesverwaltung sind davon unmittelbar betroffen. 
Für das gesamte Dienstleistungsportfolio wurde eine gemeinsame Internet-Strategie festgelegt. Dem 
gewaltigen Investitionsbedarf – es wird von insgesamt 1,65 Milliarden Euro gesprochen – stehe 
auch ein beträchtliches Einsparpotenzial gegenüber.4 Behördenübergreifend einsetzbare 
Basiskomponenten, wie zum Beispiel eine Zahlungsplattform, sollen zentral bereitgestellt werden.  
 
Das bekannte Kanzlerwort „Die Daten sollen laufen – nicht die Bürger“5 könnte vermuten lassen, es 
gehe bei der eGovernment-Initiative der Bundesregierung nur um die direkte Schnittstelle Bürger-
Verwaltung. Dies wäre jedoch ein Missverständnis. Online-Dienstleistungen bilden nur einen Teil 
der „BundOnline 2005-Erfolgsmodelle“. Zu diesen gehören auch Lösungen für verwaltungsinterne 
Prozesse, so beispielsweise der Informationsverbund Berlin-Bonn (IVBB), die 
Vorgangsbearbeitungssysteme DOMEA und FAVORIT, das Haushaltsinformationssystem FiVo 
und das Personalmanagement-System EPOS.6 Die Staatssekretärin im Bundesministerium des 
Innern, Brigitte Zypries, formulierte dies prägnant so: „Konsequentes eGovernment bedeutet eine 
Verbindung von Reorganisation der Geschäftsprozesse und Einführung von IT. Fast jedes 
eGovernment-Projekt wird den Geschäftsprozess in seinem Kern betreffen.“7 Schließlich gehe es 
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„bei eGovernment nicht nur darum, die Dienstleistungsqualität nach außen deutlich zu verbessern, 
sondern auch darum, Verwaltungsabläufe besser und effizienter zu strukturieren und so zu einer 
noch leistungsfähigeren und kostengünstigeren Bundesverwaltung zu gelangen.“8 Und noch 
deutlicher und zugespitzt: „eGovernment ist mehr als eine schöne Website“.9 
 
IT-Projekte, die mit einer Erneuerung von Verwaltungsabläufen einher gehen, haben daher 
Konjunktur. Parallel dazu schreitet die Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen voran. Auch 
diese Änderungen von Rechts- und Verwaltungsvorschriften werden als zentraler Bestandteil der 
eGovernment-Initiative der Bundesregierung verstanden.10 An dieser Stelle seien vor allem das neue 
Signaturgesetz (SigG) vom 16. Mai 2001, die neue Signaturverordnung vom 16. November 2001 
sowie das Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften an 
den modernen Rechtsgeschäftsverkehr vom 13. Juli 2001 genannt.11  
 
Im Folgenden möchte ich anhand sehr unterschiedlicher Initiativen und Projekte im Bereich der 
eGovernment-Initiative der Bundesregierung Beispiele für die konkrete Einflussnahme von 
archivischer Seite vorstellen, um auf dieser Grundlage Vorschläge für eine strategische 
Vorgehensweise der Archive im Bereich der Behördenberatung zu unterbreiten. Die Beispiele 
stammen zwar aus der Bundesverwaltung, sie besitzen aber über diesen Bezugsrahmen hinaus 
generelle Bedeutung und dürften daher auch für andere Archivverwaltungen von Interesse sein. Es 
handelt sich dabei um:  
 
1. Die Neufassung der Registraturrichtlinie der Bundesministerien,  

2. die Erstellung eines Aussonderungs-Konzepts für das System DoRIS und  

3. das Projekt zur Archivierung der Website www.bundesregierung.de. 

Jedes einzelne dieser Beispiele würde einen eigenen Vortrag durchaus verdienen. Ich möchte es hier 
aber nur mit jeweils einer kurzen Vorstellung bewenden lassen, um mich zum Schluss der Frage 
zuzuwenden, was Archive angesichts von eGovernment-Anwendungen in den abgebenden 
Behörden tun können, um auch künftig eine archivische Überlieferungsbildung sicherzustellen.  
 
 
1 Neufassung der Registraturrichtlinie der Bundesministerien 
 
Über die Neufassung der GGO der Bundesministerien und die parallel dazu begonnene 
Novellierung der Richtlinie für die Schriftgutverwaltung (Registraturrichtlinie) habe ich bereits 
früher berichtet.12 Als leitende Gesichtspunkte für die Überarbeitung der Registraturrichtlinie 
bezeichnete das federführende Bundesministerium des Innern zu Anfang des Jahres 1999 
• die gleichberechtigte Behandlung elektronischer Verfahren,  
• eine deutliche Straffung,  
• die Geltung als Registraturrichtlinie über den ministeriellen Bereich hinaus und unabhängig von 

der GGO.  
 
Am 27. Juli 2000 wurde ein Interministerieller Ausschuss der Bundesministerien des Innern und 
der Justiz zur Neufassung der Registraturrichtlinie gebildet, dem ein vom Bundesarchiv gemeinsam 
mit dem Bundesverwaltungsamt erarbeiteter Entwurf vorlag. Von Seiten der Ministerien wurde 
einerseits gefordert, den Entwurf weiter zu kürzen und insbesondere auf organisatorische 
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Festlegungen weitgehend zu verzichten, andererseits aber zusätzliche Teile in die Richtlinie 
aufzunehmen. Dabei sollten insbesondere die Teile zur Bearbeitung von Schriftgut in der alten 
GGO I, die im Zuge der Novellierung nicht in die neue GGO aufgenommen wurden,13 in die neue 
Richtlinie integriert sowie die in Bundesregierung und -verwaltung bestehenden Vorschriften zur 
IT-gestützten Bearbeitung von Vorgängen und zur Behandlung von E-Mails14 berücksichtigt 
werden. Das Bundesarchiv erhielt den Auftrag, einen entsprechenden Entwurf zu erstellen. Das 
Ziel der Neufassung war nun also eine deutliche Erweiterung der Richtlinie um Vorschriften zur 
Bearbeitung von Schriftgut, wobei auch wieder elektronische Verfahren einzubeziehen waren. 
Derartige Bestimmungen waren in der Bundesverwaltung trotz der genannten Vorarbeiten bislang 
noch weitgehend Neuland. Erschwerend kam hinzu, dass zwar konkrete Arbeitsabläufe zu regeln 
waren, gleichzeitig aber der weitere Entwicklungsprozess in der IT-gestützten 
Vorgangsbearbeitung offen gehalten werden sollte.  
 
Mit der Neufassung der Registraturrichtlinie wurde die Absicht verfolgt, elektronische 
Bearbeitungsverfahren in der Bundesverwaltung zu fördern sowie zur Modernisierung der 
Geschäftsprozesse in Bundesbehörden beizutragen. Zugleich war den Beteiligten der 
interministeriellen Arbeitsgruppe auch bewusst, dass der Einsatz der modernen 
Kommunikationstechnik zu problematischen Folgen für die Bildung und Vollständigkeit der 
behördlichen Akten geführt hatte. Besonders deutlich wurde dies am Beispiel des Einsatzes von E-
Mail in Bundesbehörden. So wurde berichtet, dass zunehmend persönlich adressierte, gleichwohl 
aber dienstlich relevante E-Mails ohne Kenntnis der Registratur quasi im Geschäftsgang an andere 
Organisationseinheiten zur Kenntnis weitergeleitet wurden, ohne dass eine Registrierung oder 
Protokollierung der Bearbeitung stattfand. Die E-Mails wurden danach auf den Arbeitsplatz-PCs 
abgelegt und unter Outlook verwaltet. So entstanden hybride Ablagen, bei denen keine 
Verknüpfungen zwischen den Papierakten in der Registratur und den elektronischen Ablagen der 
Arbeitsplatz-PCs vorhanden waren. Der Überblick über den Stand der Bearbeitung einer Sache war 
so nicht mehr möglich. Gerade die Tatsache, dass kein Vorgangsbearbeitungssystem mit Funktionen 
für die Registrierung und für den Nachweis von Bearbeitungsprozessen vorhanden war, bereitete 
hier Probleme. Die Nutzung von E-Mail durch die Bearbeiter hatte zu neuen, bearbeiterzentrierten 
Arbeitsweisen geführt, die eine Prozessorientierung vermissen ließen und die Aktenführung 
vernachlässigten.15 Von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe, zu denen auch eine Vertreterin des 
Bundesrechnungshofs gehörte, wurde daher ein dringender Regelungsbedarf gesehen.  
 
Nach einer ungewöhnlich kurzen Zeit der Beratung und Abstimmung wurde die Richtlinie am 11. 
Juli 2001 vom Bundeskabinett beschlossen; ihr vollständiger Name lautet „Richtlinie für das 
Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut (Akten und Dokumenten) in Bundesministerien“.16 Die 
ursprünglich vorgesehene treffende Kurzbezeichnung „Schriftgutrichtlinie“ musste durch 
„Registraturrichtlinie“ ersetzt werden, da die Richtlinie in der GGO bereits so zitiert worden war 
(GGO § 12 Abs. 2). Das Bundesarchiv hat zwar maßgeblich an der Neufassung der Richtlinie 
mitgewirkt, letztlich entschieden aber das federführende Bundesministerium des Innern und der 
Interministerielle Ausschuss über den Inhalt des Entwurfs. Nicht alle Bestimmungen, die das 
Bundesarchiv entworfen hatte, wurden daher in die Richtlinie aufgenommen. Die neue Richtlinie 
besitzt nicht mehr den Charakter einer detaillierten Handlungsanleitung, den die alte 
Registraturrichtlinie hatte. Dennoch stellt die neue Richtlinie auch aus archivfachlicher Perspektive 
einen wichtigen Fortschritt dar: Ausgehend von der herkömmlichen Bearbeitung und Verwaltung 
von Schriftgut in den Bundesministerien werden nun auch elektronische Verfahren bis hin zur 
Aussonderung elektronischer Akten festgelegt. Für den Umgang mit elektronischen Dokumenten in 
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der bislang ungeregelten Grauzone moderner Kommunikationsformen wurden nun einheitliche 
Standards geschaffen. Eine eingehende Würdigung der Richtlinie würde den Rahmen dieser 
Darstellung sprengen. Daher sollen hier nur einige wichtige Neuerungen herausgegriffen werden:  
 
• Als Grundlagen modernen Verwaltungshandelns werden zu Beginn Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit genannt, die durch Schriftlichkeit, Aktenbildung und Aktenführung 
gewährleistet werden sollen.17 Das Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut hat auf den 
Grundsätzen der „Vollständigkeit und Einheitlichkeit“ zu beruhen. Stand und Entwicklung einer 
Sache müssen daher jederzeit vollständig aus dem behördlichen Schriftgut nachvollziehbar 
sein.18 

 
• Der Schriftgut-Begriff wurde neu definiert und umfasst nunmehr „alle bei der Erfüllung von 

Aufgaben des Bundes erstellten oder empfangenen Dokumente, unabhängig von der Art des 
Informationsträgers und der Form der Aufzeichnung.“19 Dokumente im Sinne der Richtlinie 
können dabei alle Formen schriftlicher Äußerungen darstellen, gleich in welchem Format und in 
welcher Struktur sie vorliegen oder wie sie übertragen werden. Bestandteil der Dokumente sind 
auch „alle ergänzenden Angaben (z. B. Metainformationen), die zum Verständnis der 
Informationen notwendig sind.“20 Dies bedeutet beispielsweise, dass eine einheitliche 
Behandlung aller Eingänge in einem Bundesministerium, gleich in welcher Form sie vorliegen, 
grundsätzlich zu gewährleisten ist. Bei einer papiergebundenen Bearbeitung sind daher 
aktenrelevante E-Mails auszudrucken und nach Abschluss der Bearbeitung zusammen mit den 
Geschäftsgangs- und Bearbeitungsvermerken zu den Akten zu nehmen. Bei elektronischer 
Vorgangsbearbeitung sind der Laufweg und die Aufzeichnungen aus der Bearbeitung (z. B. 
Geschäftsgangvermerke, Verfügungen, Aktenvermerke, Zeichnungen, Mitzeichnungen, 
Kenntnisnahmen) in Protokoll- und Bearbeitungsinformationen zusammen mit den 
elektronischen Dokumenten nachzuweisen und der elektronischen Akte zuzuordnen.21  

 
• Neu aufgenommen wurden in der Richtlinie Bestimmungen zur Aussonderung elektronischen 

Schriftguts22, die den im Rahmen des DOMEA®-Projekts erarbeiteten Empfehlungen des 
Bundesarchivs entsprechen.23 

 
• Als Folge der Affäre um die verschwundenen Akten und Dateien im Kanzleramt wurden 

erstmals auch Regelungen zu persönlichen „Büro-Ablagen“ der Leitungsebene formuliert.24 Die 
Richtlinie differenziert hier zwischen Dokumenten, die zum behördlichen Aktenbestand 
gehören, und solchen, die ausschließlich der Funktion von Angehörigen der Leitungsebene in 
der eigenen Partei oder Fraktion bzw. der Koordinierung innerhalb der Koalition zuzuordnen 
sind und deshalb keinen Bestandteil der Behördenakten bilden. Vorgänge, die sowohl 
Angelegenheiten der Behörde oder der Bundesregierung als auch die Angelegenheiten der 
eigenen Partei, Fraktion oder der Koalition betreffen, dürfen ebenso wie behördliche Vorgänge 
in Kopie auch in persönlichen Ablagen aufbewahrt werden, während das Original im 
behördlichen Aktenbestand abgelegt werden muss. Lässt sich jedoch aufgrund von 
nachträglichen Anmerkungen und Randbemerkungen auf Kopien von behördlichem Schriftgut 
die Entscheidungsbildung in der Behörde oder der Regierung nachvollziehen, so sollten auch 
diese Kopien dem behördlichen Aktenbestand zugeführt werden.  
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Abb. 1: Richtlinie für das Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut in Bundesministerien 
 

 
 
Sicherlich wird die neue Richtlinie die vielfältigen Probleme, die bei der Bearbeitung und 
Verwaltung von Schriftgut bestehen, nicht lösen können. Die Richtlinie soll Grundsätze 
verdeutlichen sowie Regelungssicherheit in den Arbeitsabläufen und beim Umgang mit Schriftgut 
herstellen. Sie legt Grundsätze und Verfahren fest, die mit internationalen Normen und Standards 
übereinstimmen, wie sie kürzlich im Rahmen der Internationalen Norm „Records Management“ 
veröffentlicht wurden.25 Es wird davon abhängen, wie die Richtlinie in der Verwaltungspraxis 
umgesetzt wird, ob sie ihre angestrebten Ziele erreichen kann.  
 
 
2  Aussonderungs-Konzept für das System DoRIS  
 
Das zweite Beispiel befasst sich mit der praktischen Umsetzung der Aussonderung elektronischer 
Akten. Bereits bei der letzten Tagung des Arbeitskreises „Archivierung von Unterlagen aus 
digitalen Systemen“ in München habe ich am Beispiel des Fachkonzepts Favorit-OfficeFlow 
über anwendungsspezifische Fachkonzepte zur Umsetzung archivischer Anforderungen für die 
Aussonderung elektronischer Akten auf der Grundlage der Empfehlungen des Bundesarchivs 
gesprochen.26 Heute will ich Ihnen kurz das Fachkonzept vorstellen, das derzeit für die 
Aussonderung von Akten aus dem System DoRIS (Dokument Retrieval und Informationssystem) 
der Firma Haessler erarbeitet wird.  
 
DoRIS ist ein System zur Ablage und Verwaltung elektronischer Akten mit den Modulen 
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„Schriftgutmanagement“, „Archiv“ und „Dokumentenbearbeitung“. Es entspricht den Stufen 1 und 
2 der Einführungsstufen der IT-gestützten Vorgangsbearbeitung – Nutzung als 
Schriftgutverwaltungssystem und als elektronische Aktenablage – nach dem Konzept Papierarmes 
Büro (DOMEA®-Konzept)27 und stellt somit kein System zur IT-gestützten Vorgangsbearbeitung 
dar. Für die Vorgangsbearbeitung nutzt DoRIS eine integrierte E-Mail-Komponente. So wird zur 
Zeit mit Hilfe von Novell Group Wise in DoRIS eine elektronische Weiterleitung von Dokumenten 
im Geschäftsgang und eine Dokumentation der Bearbeitungsschritte realisiert. Langfristig rechnet 
der Hersteller ohnehin mit einer Konvergenz von E-Mail- und Vorgangsbearbeitungssystemen.28  
 
DoRIS wird derzeit im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen eingesetzt, wo 
Ende 2001 mehr als 50.000 elektronische Dokumente verwaltet wurden und insgesamt 200 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Abt. Z und Leitungsbereich) seit 1998 mit dem System im 
Wirkbetrieb arbeiteten. DoRIS besitzt keine „Vorgangs“-Ebene, sondern nur Dokumente und Akten. 
Die Dokumentierung des Geschäftsgangs erfolgt auf Dokumentenebene durch die Anlage jeweils 
zwei weiterer Dokumente, eines mit Registrierangaben zu dem Ursprungsdokument und ein 
weiteres, in dem Verfügungen und Geschäftsgangvermerke festgehalten werden. Diese 
Verfügungen und Vermerke dienen jedoch derzeit noch nicht der automatischen Steuerung, und ihre 
Ausführung wird auch nicht durch das System überwacht. Dokumente, die z.d.A.-verfügt wurden, 
können aber nicht mehr verändert werden. Von bestimmten Stichtagen an sollen ausschließlich 
vollständige elektronische Akten geführt werden; ein Scannen alter Aktenbestände ist nicht 
beabsichtigt. 
 
DoRIS stellt eine modular aufgebaute, pragmatische Lösung dar, an der auch andere Behörden 
Interesse gezeigt haben. So wird die Schriftgutverwaltungs-Komponente von DoRIS in 
Registraturen des Bundeskanzleramts eingesetzt, und auch Landesbehörden haben Interesse 
bekundet, hier vor allem in Bayern. Schon frühzeitig wurde mit dem Bundesverkehrsministerium 
die Erarbeitung eines Aussonderungsmoduls für DoRIS vereinbart. Das Bundesarchiv und die 
Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns wirkten als betroffene Archivverwaltungen an 
dem Projekt mit, und die Arbeitsgruppe „Elektronische Systeme in Justiz und Verwaltung“ der 
ARK, die als Spiegelgremium mit dem Ziel eingesetzt wurde, „archivfachliche Anforderungen an 
elektronische Systeme von Justiz und Verwaltung einzubringen,“29 wurde ebenfalls eingebunden. 
Als Grundlage dienten die im Rahmen des DOMEA®-Projekts erarbeiteten Empfehlungen des 
Bundesarchivs. 
 
Inzwischen liegt eine abgestimmte Fassung des DoRIS-Aussonderungskonzepts vor, in der im 
Einzelnen festgelegt werden:  
• Grundlagen, Begrifflichkeit und Ziele der Aussonderung,  
• Metainformationen für die Aussonderung auf Aktenplan-, Akten und Dokumentenebene,  
• Ablauf der Aussonderung in DoRIS einschließlich der Behandlung elektronischer Signaturen 

und der Protokollierung von Aussonderungsaktivitäten sowie 
• Datenstrukturen und Formate.  
Die Aussonderung soll auf Aktenebene erfolgen; durch eine Bandbildung soll in DoRIS der Gefahr 
unbegrenzt groß werdender Akten begegnet werden.  
 
Hinsichtlich der Formatfrage wurde, wie bereits bei den Aussonderungs-Empfehlungen des 
DOMEA®-Konzepts, wahlweise eine elektronische Aussonderung oder eine Aussonderung in 
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Papierform bzw. auf Mikrofilm (als COM) angeboten. Der Aufbau der Akte folgt dabei ebenfalls 
den Empfehlungen des DOMEA®-Aussonderungskonzepts.  
 
Im Falle einer elektronischen Aussonderung sollen die abzugebenden elektronischen Akten in 
einem Archivierungsformat angeboten werden; zusätzlich ist auch die Aussonderung in einem 
Ansichtsformat möglich:  
Bei dem Archivierungsformat werden die Primärinformationen der elektronischen Akten in das 
Imageformat TIFF 6.0, CCITT/TSS Gruppe 4, überführt und in eine XML-Beschreibung 
eingebettet. Die hierarchische Struktur der Archivobjekte und die ASCII-Metadaten zu den Akten 
und Dokumenten werden hierbei in XML beschrieben und zusammen mit den in XML 
eingebundenen TIFF-Objekten abgespeichert. Auf diese Weise werden die Primärinformationen in 
einem Standardformat gesichert und zugleich die Beziehungen der Objekte untereinander durch die 
Beschreibung in XML bewahrt.  
Zusätzlich zu dem Archivierungsformat können die elektronischen Akten auch in einem 
Ansichtsformat übergeben werden, das die rasche und benutzungsfreundliche Inansichtnahme und 
Recherche der einzelnen Dokumente ermöglicht. Für dieses Ansichtsformat wurde gegenwärtig 
PDF gewählt, das jedoch nicht für eine Archivierung im archivfachlichen Sinne geeignet ist.  
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Abb. 2: Aussonderung von XML-Dokumenten in DoRIS  
 

 
 
 
Hybridakten, also Akten, bei denen Teile auf Papier und Teile elektronisch vorliegen, sollten jeweils 
nur auf einem Medium ausgesondert werden, entweder in Papierform bzw. als Mikrofilm oder 
elektronisch.  
 
Auf der Grundlage des fertiggestellten DoRIS-Aussonderungskonzepts wurde von der Firma 
Haessler ein Aussonderungsmodul entwickelt, das am 8. Jan. 2002 im Bundesarchiv präsentiert 
wurde. Folgende Schritte wurden dabei technisch umgesetzt: 
1. Export eines Anbieteverzeichnisses aus DoRIS  
2. Reimport eines Bewertungsverzeichnisses in DoRIS und daraus  
3. Herstellung eines elektronischen Abgabeverzeichnisses und der Aussonderungsdateien (mit 

Formatwahl). 
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Abb. 3: DoRIS-Aussonderungsmodul  
 

 
 
 
Die Aussonderung von Akten aus DoRIS stellt somit eine standardmäßige Systemfunktion dar. 
Dies ist die entscheidende Voraussetzung dafür, dass das Aussonderungsverfahren bei den 
Anwendern erfolgreich verlaufen kann. Bei dem Projekt zeigte sich erneut, wie wichtig die enge 
Zusammenarbeit von Archivverwaltungen mit abgebenden Behörden und mit Herstellerfirmen ist. 
Auch bei DoRIS erwies es sich, dass die Aussonderungs-Empfehlungen des DOMEA®-Konzepts 
problemlos angepasst werden konnten. 
 
 
3  Archivierung der Website www.bundesregierung.de  
 
Das Bundesarchiv verwahrt seit den 50er Jahren auch amtliche Druckschriften, insbesondere solche, 
die im Bereich der sogenannten „grauen Literatur“ anzusiedeln sind, als archivische Quellen.30 
Derzeit (Ende 2001) dürften die amtlichen Druckschriften in den Dienststellen des Bundesarchivs 
zusammen etwa 100.000 Bände umfassen; nicht eingerechnet sind Organisationsunterlagen von 
Stellen des Bundes. Seit Beginn der 1990er Jahre verdrängen Publikationen auf Datenträgern wie 
CD-ROM und Disketten allmählich die herkömmliche Papierform, und etwa seit Mitte der 1990er 
Jahre finden sich elektronische Publikationen zunehmend auch auf Websites von Stellen des 
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Bundes. Alleine die Datenträger-Publikationen dürften inzwischen einen Umfang von 
schätzungsweise mehr als 10% der amtlichen Druckschriften von zivilen Stellen des Bundes 
ausmachen.31 Ein wahrhaft dramatischer Anstieg vollzieht sich jedoch bei den Web-Publikationen. 
Immer mehr amtliche Dokumente, die früher als Druckschriften vervielfältigt wurden, werden 
ausschließlich im behördeninternen Intranet oder im Internet publiziert und gelangen nicht mehr in 
Archive oder Bibliotheken, von denen solche Druckschriften bisher verwahrt wurden.  
 
Ihre eigentliche Brisanz erhält diese Entwicklung dadurch, dass Netz-Publikationen in der Regel die 
Kriterien der Nachhaltigkeit nicht erfüllen. Dokumente auf Websites werden oft laufend aktualisiert, 
gelöscht, ergänzt oder überschrieben, ohne dass alte Stände dokumentiert oder auch nur 
nachgewiesen werden. Frühere Inhalte von Websites in Bundesregierung und -verwaltung sind 
unwiederbringlich verloren. Eine kleine Umfrage unter obersten Bundesbehörden im Vorfeld des 
hier vorgestellten Projektes ergab, dass selbst einfache Fakten zur Historie des eigenen Internet-
Angebots nicht mehr präsent waren. So wussten die meisten Behörden nicht auf Anhieb, wann ihre 
Internet-Website eingerichtet wurde; ein Bundesministerium konnte auf wiederholte Nachfrage 
keine Auskunft dazu erteilen – wohlbemerkt, dies sind Sachverhalte, die maximal acht Jahre alt 
sind. Ohnedies ist das Thema „Webdokumentation“ wenig erfreulich: Nur selten lassen Dokumente 
auch auf Websites amtlicher Stellen so grundlegende Metainformationen wie Erstellungsdatum, 
Verfasser und Status des Dokuments für Betrachter erkennen. Die Konsistenz und Pflege der 
präsentierten Informationen sind längst zu einer Herausforderung für die Behörden geworden. So 
präsentiert sich zum Beispiel das Bundesministerium des Innern im behördeneigenen Intranet, im 
IVBB-Intranet und im Internet mit jeweils unterschiedlichen, sich aber teilweise auch 
überschneidenden Inhalten. Hinzu kommt, dass Publikationen in unterschiedlichsten Formen und 
Formaten vorliegen, zum Beispiel auch als Videos und Audio-Dokumente. Vielfach werden sie auch 
als dynamische, sich automatisch verändernde oder fortschreibende Sites präsentiert. Sie entziehen 
sich so wirkungsvoll einem systematischen Ansatz einer Archivierung.32  
 
Nun mag dagegen eingewandt werden, dass es sich hier ja nur um Publikationen, also nicht um 
Schriftgut im eigentlichen Sinne handele. Angesichts der Erfahrungen im internationalen Bereich ist 
jedoch Vorsicht geboten: In Australien werden behördliche Geschäftsprozesse längst über das 
Internet abgewickelt, und in die gleiche Richtung zielen viele eGovernment-Anwendungen 
hierzulande. „Wir reden nicht darüber, wir tun es!“ stellte ein australischer Kollege schon im 
Frühjahr 2000 bei einen Vortrag auf der Tagung des ICA-Komitees „on electronic and other current 
records“ in Bern fest,33 und es ist angesichts der BundOnline 2005-Initiative damit zu rechnen, dass 
auch in Deutschland web-basierte Geschäftsprozesse zwischen Behörden sowie zwischen Behörden 
und Bürgern zur Regel werden. Die Frage lautet somit, was in welcher Form künftig noch 
Niederschlag in behördlichen Schriftgutbeständen finden wird. In jedem Fall erscheint es mir 
sinnvoll, dass sich Archive über das Thema der Archivierung von Inhalten auf Websites Gedanken 
machen. Zu diesem Zweck suchte das Bundesarchiv eine enge Kooperation mit der Deutschen 
Bibliothek, die ebenfalls vor der Aufgabe steht, elektronische Publikationen zu archivieren. 
Angesichts der gewaltigen Herausforderung, die eine Archivierung von elektronischen 
Publikationen im allgemeinen und von Web-Publikationen im besonderen bedeutet, sollten die 
entsprechenden Ressourcen des Bundes gebündelt werden. Um dieses konkrete Projekt geht es in 
diesem Beitrag – die vielfältigen, vor allem auch urheberrechtlichen Probleme, die mit der 
Archivierung von Website-Informationen verbunden sind, können hier dagegen nicht erörtert 
werden. 
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Als erste konkrete Aufgabe bot sich die Archivierung von Inhalten der Website 
www.bundesregierung.de an, die im Auftrag des Presse- und Informationsamts der Bundesregierung 
erstellt wurde. Bei dieser Website handelt es sich um eine typische ePolitics-Anwendung, bei der 
die Bundesregierung mit unterschiedlichen Zielgruppen kommuniziert. Entsprechend besteht 
www.bundesregierung.de aus zahlreichen Angeboten, beispielsweise der Nur-Text-Version für 
Sehbehinderte und Blinde, verschiedenen Sprachversionen, einem Info-Server für Journalisten etc. 
Die Einstellung der Informationen in www.bundesregierung.de erfolgt zunächst durch die Erfassung 
in einem Internet-Redaktionssystem, gefolgt durch eine Qualitätssicherung und Kontrolle im Presse- 
und Informationsamt und schließlich durch die Darstellung und Visualisierung auf der Website. Die 
Informationsinhalte sind auf den drei Stufen verschieden, und nur die letzte Ebene wird dem Bürger 
präsentiert. Viele der Inhalte der Website sind dynamische Publikationen, die zum Zeitpunkt ihrer 
Erstveröffentlichung nicht abgeschlossen sind und beispielsweise aus laufend aktualisierten 
Datenbankanwendungen automatisch gespeist werden. Zu dieser Art von Publikationen zählen 
sowohl dynamisch aktualisierende als auch dynamisch kumulierende Netzpublikationen, wie 
beispielsweise elektronische Periodika, aktuelle Nachrichten und solche Informationen, die sich aus 
der Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern ergeben (z.B. Voten). Änderungen der 
Website erfolgen mehrmals täglich. Insgesamt besteht www.bundesregierung.de derzeit aus 150.000 
Sites, mit steigender Tendenz. Ein Sicherungslauf dauert Tage. 
 
Abb. 5: Website www.bundesregierung.de  
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Aufgrund ihrer starken Außenwirkung und ihres Stellenwertes darf www.bundesregierung.de als 
eine der wichtigsten Websites des Bundes gelten. Von besonderem Vorteil erwies es sich, dass die 
Leitung des Presse- und Informationsamts auf die gemeinsame Initiative von Bundesarchiv und 
Deutscher Bibliothek zur Sicherung von Inhalten der Website sehr positiv reagierte. Die Tatsache, 
dass das Presse- und Informationsamt selbst auf viele frühere Inhalte seiner eigenen Website nicht 
mehr zugreifen konnte, wurde als Problem wahrgenommen, zu dessen Lösung beigetragen werden 
sollte. Am 6. Dezember 2001 wurde daher in einer gemeinsamen Besprechung des Presse- und 
Informationsamts der Bundesregierung, der Deutschen Bibliothek, des Bundesarchivs und der Firma 
init, die die Website www.bundesregierung.de eingerichtet hat, ein gemeinsames Projekt zur 
Archivierung von Inhalten der Website initiiert. Das Ziel des Projektes soll es sein, möglichst 
wirtschaftliche und praktikable Verfahren zu finden, die eine dauerhafte Sicherung des 
Informationsgehalts und der ursprünglichen Ansicht der Inhalte der Website ermöglichen.  
 
Es wurde beschlossen, sich auf deutschsprachige Versionen und auf die präsentierten Inhalte der 
Website zu beschränken, also beispielsweise die dahinter liegenden Datenbank-Anwendungen nicht 
zu berücksichtigen. Auf eine weitergehende inhaltliche Bewertung der Inhalte wurde angesichts der 
dafür erforderlichen Personalressourcen verzichtet. Die Gruppe einigte sich auf folgende 
mehrgleisige Vorgehensweise:  
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1. Von der Website liegt eine Nur-Text-Version für Sehbehinderte und Blinde als 
text.bundesregierung.de vor. Diese soll als „Offline Version“ komplett monatlich archiviert 
werden.  

2. Von der deutschsprachigen grafischen Version der Website www.bundesregierung.de sollen 
monatlich sogenannte „Schnappschüsse“ erstellt werden. Diese enthalten bestimmte Funktionen 
nicht mehr, beispielsweise das ursprüngliche Navigieren und Links außerhalb der Website, geben 
aber die Struktur der Website wieder und erlauben das Browsen innerhalb der Website. Die 
Schnappschüsse gehen damit in ihrer Funktionalität über Screenshots deutlich hinaus. Sie sollen 
nach derzeitigem Stand im html-Format abgelegt werden. 

3. Weiterhin werden Textbeispiele des Bulletins der Bundesregierung in XML konvertiert, um 
herauszufinden, mit welchem Aufwand Textdokumente aus www.bundesregierung.de in XML 
gesichert werden können.  

 
Das Ziel des Projektes ist es, dass die archivierten Inhalte der Website sowohl im Bundesarchiv als 
auch in der Deutschen Bibliothek für interne und externe Benutzer verfügbar gemacht werden. 
Diese Bereitstellung bedarf jedoch einer besonderen Vereinbarung mit dem Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung. Für das Bundesarchiv und die Deutsche Bibliothek stellt 
dieses Projekt zugleich auch den Einstieg für weitergehende Kooperationen im Bereich der 
Archivierung von Web-Publikationen, aber auch von elektronischen Publikationen insgesamt dar.  
 
 
4 eGovernment und archivische Strategien 
 
Archive müssen ihre Dienstleistungen für Benutzer und ihre Bestände im Internet präsentieren, sie 
müssen die Chancen nutzen, die ihnen die neue Technologie bietet. Darüber hinaus darf aber auch 
die archivische Überlieferungsbildung angesichts von eGovernment-Projekten in den abgebenden 
Behörden nicht vergessen werden. Das Ziel sollte dabei sein, Archive so zu positionieren, dass 
Archivierungsanforderungen als selbstverständlicher Bestandteil von eGovernment-Anwendungen 
mitberücksichtigt werden. Hierzu bedarf es einer strategischen Vorgehensweise, die 
unterschiedliche Felder der Wahrnehmung archivischer Aufgaben miteinander verknüpft, sowie 
einer verstärkten Kooperation der Archive untereinander und mit anderen Institutionen.34 Die 
Beispiele, die ich Ihnen vorgestellt habe, sollen solche Kooperationen von Archiven verdeutlichen. 
Bestandteile einer strategischen Vorgehensweise sind:  
1. die Mitwirkung an Normen (gemeinsam mit Normungs-Institutionen) und an Vorschriften 

(gemeinsam mit den zuständigen Behörden), 
2. die Mitarbeit in Koordinierungs-Gremien und Arbeitsgruppen, 
3. die Erstellung von Konzepten und Systemmodulen zur Aussonderung (gemeinsam mit den 

zuständigen Behörden, ggf. auch anderen Archivverwaltungen und Herstellerfirmen), 
4. Kooperationen zur Archivierung von elektronischen Unterlagen (gemeinsam mit den 

zuständigen Behörden sowie ggf. auch anderen Archivverwaltungen, Dienstleistern und 
Herstellerfirmen) sowie 

5. die Präsentation archivischer Dienstleistungen und Empfehlungen für Behörden als Publikation 
(als Hardcopy oder im Internet) und auf gemeinsamen Veranstaltungen von Archiven und 
Behörden.  
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Um dies umzusetzen, ist es aber erforderlich, dass Archive bei der Beratung und Betreuung von 
Behörden präsent sind und dass sie frühzeitig als kompetente Partner in eGovernment-Projekten 
anerkannt und beteiligt werden. Archive sollten dabei offensiv verfahren:  
• Die Nationalarchive angelsächsischer Länder bieten ihre „Government Services“ oder ihr 

„Records Management Program“ schon seit Jahren ganz selbstverständlich im Internet an. Nach 
diesem Vorbild sollten vergleichbare Dienstleistungsangebote für Behörden auch auf Websites 
deutscher Archive präsentiert werden.35  

• Standards für die Schriftgutverwaltung und die Aussonderung und Aufbewahrung von digitalen 
Unterlagen sind vorhanden. Warum bieten Archive nicht an, Schriftgutverwaltungs- und 
Vorgangsbearbeitungssysteme daraufhin zu prüfen, ob sie archivischen Kriterien gerecht 
werden? Wie das Beispiel des Projekts DoRIS zeigt, besteht durchaus Interesse an einer 
archivischen Zertifizierung. In einer Sitzung der ARK-Arbeitsgruppe Archive und Recht im 
Januar dieses Jahres, schlug der Vorsitzende dieses Gremiums, Dr. Udo Schäfer, ein 
Zertifizierungsverfahren nach dem Vorbild des Datenschutz-Audit vor.36 Ein solches 
Prüfverfahren, „Archiv-Audit“ genannt, könnte die Erfüllung archivischer Anforderungen an die 
Verwaltung und Ablage von Unterlagen unabhängig von der Form ihrer Speicherung feststellen. 
Bei einer entsprechenden Spezifikation der Anforderungen könnte dieses Audit nach Vorbild der 
DOMEA-Zertifizierung formalisiert werden und in eine Zertifizierung von Verfahren und 
Produkten münden.  

 
Archiven kann es gelingen, sich durch eine offensive Strategie als ernsthafte Partner im 
eGovernment zu positionieren. Viele Firmen und Behörden erwarten genau dies von Archiven. 
Hierzu ist aber eine Neubewertung der Behördenberatung als strategischer Kompetenz im 
eGovernment-Kontext erforderlich. Trotz der Verankerung der Beratungskompetenz der Archive in 
fast allen deutschen Archivgesetzen wird der Behördenberatung nicht selten eine im Vergleich mit 
anderen archivischen Aufgaben nachrangige Bedeutung zugemessen.37 Wenn Archive aber ihre 
neue Rolle erfüllen wollen, muss hier ein Umdenkungsprozess stattfinden.38 Dies bedeutet vor 
allem, die Behördenberatung als archivische Kernaufgabe anzuerkennen, Konzepte dafür zu 
entwickeln und einen zielorientierten Ressourceneinsatz zu planen.  
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